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Deutscher Industrie- und Handelskammertag

Zum Thema: Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des
Versicherungsvermittlerrechts

Das Gesetz zur Neuregelung des Vermittlerrechts, mit dem die EU-
Versicherungsvermittlerrichtlinie in nationales Recht umgesetzt werden soll, wird zu einer
umfassenden Neuordnung des Berufs des Versicherungsvermittlers in Deutschland flihren.
So dirfen kiinftig grundséatzlich nur noch diejenigen Versicherungsvermittler gewerbsmalig
tatig werden, die in einem zentralen Online-Register verzeichnet sind. Zudem bendétigen
bestimmte Gruppen von Versicherungsvermittlern in Zukunft eine Erlaubnis oder eine
Erlaubnisbefreiung, um ihre Tatigkeit aufnehmen zu kénnen. Als Registrierungs- und
Erlaubnisstelle sieht der Gesetzentwurf die Industrie- und Handelskammern (IHKs) vor.
Diese Aufgabenzuweisung begrifRen wir ausdriicklich. Die IHKs werden ihre Erfahrung in
vergleichbaren Tatigkeitsfeldern nutzen, um die Aufgabe wirtschaftsnah, sachko mpetent

und unbirokratisch umzusetzen.

Im Vergleich zu mdglichen alternativen Losungen hat die Zustandigkeit der IHKs den
Vorteil, dass der Vermittler alle erforderlichen Formalitaten aus einer Hand erhalt und er
zudem, im Unterschied zu einer zentralen Behdrde, einen Ansprechpartner vor Ort findet.
Daruber hinaus sind Strukturen bereits vorhanden, sodass eine mdglichst unbirokratische,

schlanke und damit effiziente Lésung gefunden werden kann.

Im Interesse der Betroffenen an einem maglichst schlichten und praktikablen Verfahren der

Umsetzung der Versicherungsvermittlerrichtlinie sollen im Folgenden einzelne Bereiche

Deutscher Industrie- und Handelskammertag | Zertifiziert durch CERTQUA nach DIN EN ISO 9001
Besucheranschrift: Breite StraBe 29 | 10178 Berlin-Mitte | Postanschrift: DIHK | 11052 Berlin
Tel. 030-20308-0 | Fax 030-20308-1000 | Internet: www.dihk.de -1-


verzoberur
Deutscher Bundestag                                           Ausschussdrucksache 16(9)342
16. Wahlperiode                                                   11. Oktober 2006
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie


Berlin, 11. Oktober 2006

des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des Versicherungsvermittlerrechts
aufgezeigt werden, die verbesserungswiirdig erscheinen und deren Anderung zu einer
Vereinfachung des Prozesses und somit zu einer weiteren Effizienzsteigerung fihren

kénnen.

Oberstes Gebot sollte es sein, die von der EU geforderten neuen
Berufszugangsvoraussetzungen 1:1 umzusetzen. Das wird hier — wieder einmal - nicht

beachtet.

Die Regelungen des Gesetzentwurfs — insbesondere im Kontext mit der bereits als Entwurf
vorliegenden Versicherungsvermittlerverordnung - schaffen sehr viel neue Birokratie. Dem
kann nur durch eine eng gefasste Ermachtigungsgrundlage flr die Verordnung entgegen
gesteuert werden. Aus diesem Grunde soll hier unter Punkt 11l auch schon auf den

Verordnungsentwurf eingegangen werden.

l. Grundsaétzliches

1. Erforderliche Sachkenntnis

Der vorgelegte Gesetzesentwurf sieht als Folge einer EU-weiten Harmonisierung
des Versicherungsvermittlermarktes und des Verbraucherschutzes als
Berufszugangsvoraussetzung eine bisher nicht erforderliche und durch Art. 12 GG
nicht gerechtfertigte umfangreiche Sachkundeprifung auf hohem Niveau vor. Die
Richtlinie verlangt demgegentber nur, dass Versicherungsvermittler Giber die vom
Herkunftsmitgliedstaat des Vermittlers festgelegten angemessenen Kenntnisse und
Fertigkeiten verfligen missen. Wie der jeweilige Mitgliedsstaat dies regelt, wird nicht
vorgegeben. So ist insbesondere nicht die Ablegung einer Sachkundepriifung mit

einem bestimmten Niveau gefordert.
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In Deutschland miissen sich neue Berufszugangsschranken an Artikel 12 GG
messen lassen. Danach kann die Gewerbefreiheit lediglich zum Schutze besonders
wichtiger Gemeinschaftsguter eingeschrankt werden. Der Verbraucherschutz kann
etwa ein solcher Grund sein. Allerdings ist dabei immer zu prifen, ob die
Einschrankung geeignet ist, das Ziel zu erreichen, ob diese Einschrankung so
erforderlich ist, also nicht mit milderen Mitteln das Ziel erreicht werden kann, und ob

die Einschréankung bezogen auf ihr Schutzgut verhaltnisméagig ist.

Betrachtet man die Auswirkungen der im Entwurf vorgesehenen Regelungen, so
l&sst sich feststellen, dass das Ziel, den Verbraucherschutz zu starken, dadurch
nicht erreicht werden kann. So wird beispiel sweise auf Grund der multiplen
Ausnahmetatbestande, die der Entwurf beinhaltet, faktisch nur ein geringer Anteil
der Branche betroffen sein. Den trifft es dann zwar in Bezug auf die an ihn gestellten
Anforderungen heftig. Aber auch hier ist ein echter Bezug zum Verbraucherschutz
nicht immer erkennbar — beispielsweise, wenn man sich die in dem VersVermV-E

niedergelegten Prifungsinhalte ansieht.

In der Begriindung des Entwurfes wird geschéatzt, dass von den derzeitig ca.
410.000 tatigen Versicherungsvermittlern ca. 6.000 bis 8.000 Makler, 3.000
ungebundene Vertreter und 400.000 gebundene Vermittler aktiv sind. Unbeziffert
bleiben die Versicherungsberater und die Mitglieder von Strukturvertrieben, sowie
die akzessorischen Vermittler. Die Zahl der Erstgenannten dirfte verschwindend
klein, die Zahl der an zweiter und dritter Stelle Genannten demgegeniber relativ
groRB sein. Aufgrund der Entscheidung, die gebundenen Vermittler im Wege eines
vereinfachten Verfahrens (ohne Sachkundeprifung und ohne Erteilung einer
gesonderten Erlaubnis) registrieren zu lassen und auch bei den akzessorischen
Vermittlern eine Befreiung von der Erlaubniserteilung vorzusehen, trifft die Harte des
Gesetzes nur den verhaltnismaRig geringen Anteil der Makler, Berater und der

freien Mehrfachagenten einschlieRlich der Mitglieder von Strukturvertrieben.
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Eine derartige Regelung, die — wenngleich die von ihrer Tatigkeit ausgehenden
Gefahren sich nicht wesentlich unterscheiden — eine kleine Gruppe stark belastet
und den grol3en Rest nicht, verstoRt gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3
Abs. 1 GG). Ein rechtfertigender Grund ist nicht ersichtlich, denn das
Gefahrenpotential, welches von den gebundenen Vermittlern ausgeht, steht nicht
hinter dem der ungebundenen zurlick und wird auch durch die Haftungsibernahme
der VU nur begrenzt abgebaut - zumal auch die ungebundenen
Versicherungsvermittler, Makler und Berater eine Berufshaftpflichtversicherung
nachweisen mussen. Statt des angestrebten Verbraucherschutzes findet daher in
Wirklichkeit eine Marktbereinigung zu Lasten der freien Vermittler — insbesondere
der kleinen und mittleren Unternehmer - statt. Da sich letztlich nur freie Makler und
Mehrfachagenten dem Erlaubnisverfahren unterziehen missen, werden die

Vertriebsstrukturen von Versicherungskonzernen und Banken deutlich bevorzugt.

Die detaillierten Vorgaben zur Sachkundeprifung (siehe unten) werden verhindern,
dass es Quereinsteigern tGberhaupt noch mdéglich ist, das Gewerbe des
Versicherungsvermittlers auszuiiben. Man muss erst einmal ein Unternehmen
finden, das eine Ausbildung fiir den Vertrieb anbietet. Denn sonst kann man die
Sachkundeprifung, die sich nach den Vorstellungen der Bundesregierung an der
bisherigen verbandsinternen Priifung zum/zur ,Versicherungsfachmann/-frau
(BWV)* orientieren soll, allein deshalb nicht schaffen, weil die von der
Bundesregierung als Vorbild herausgestellte BWV-Prifung stark auf die
Vertriebspraxis der Versicherungswirtschaft ausgerichtet ist. Das kann aber nicht
MaRstab fiir eine Berufszugangsregelung in Form einer 6ffentlich-rechtlichen
Sachkundeprifung sein. Aufgabe einer solchen Sachkundeprifung darf es nur sein,
den Verbraucher vor unqualifizierten Vermittlern zu schiitzen, und nicht, nur

erstklassige Vertriebsprofis zum Beruf zuzulassen.

Es ist zu beflrchten, dass die genannten Ausnahmetatbestande mit den damit
verbundenen Erleichterungen Ausweichreaktionen in bestimmte Vertriebskanale

bewirken. Dies kann bedeuten, dass die Anzahl freier Makler abnimmt, wohingegen
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die Anzahl gebundener Vermittler steigt. Die Stellung des einzelnen Vermittlers wird
so angesichts der starken Abh&ngigkeit von dem jeweiligen Versicherungskonzern
geschwéacht. Auch ein Wechsel aus einem Unternehmen heraus bzw. aus dem
Status eines Einfirmenvertreters zur Tatigkeit als Mehrfirmenvertreter wird
erschwert. Die gegenwartig starke Dynamik des Marktes wird gehemmt. Es sind

Wettbewerbsbeintrachtigungen und Wettbewerbsverzerrungen zu erwarten.

In der bereits im Entwurf vorliegenden Verordnung werden die Inhalte und das
Verfahren der Sachkundeprifung bis in das kleinste Detail vorgegeben. Dies gipfelt
in der zwingenden Vorgabe einer ,schriftlichen Prufung am Computer®. Unabhangig
davon, dass eine solche Regelungstiefe weder (iblich noch notwendig ist, muss sich
der Gesetzgeber dartiber im Klaren sein, dass die Sachkundeprifung durch die
Vorgabe eines pc-gestitzten schriftlich Teils unnétig verteuert wird, ohne dass
damit ein Qualitatsvorteil verbunden ware. Denn im Ergebnis liegt der Unterschied
zu einer klassischen Prufung nur darin, dass die Antwort der Multiple-Choice-
Fragen mit der Maus, statt mit dem Kugelschreiber abgegeben werden. Dafiir muss
aber umfangreiche Hard- und Software vorgehalten werden, was die Prifung
zwangslaufig verteuern wird. Damit werden den Betroffenen héhere Kosten
zugemutet als notig. Gerade mit der erklarten Absicht der Bunde sregierung,
Existenzgriindungen zu fordern, will das nicht recht tbereinstimmen. Wir schlagen
daher vor, dass die Priifung am Computer lediglich als Kann-Bestimmung oder
allenfalls als Soll-Bestimmung aufgenommen wird. Auch wenn die Ausgestaltung
der Sachkundeprifung streng genommen nicht Gegenstand der anstehenden
Beratung im Bundestagsausschuss fiir Wirtschaft und Technologie sein kann, da
aktuell nur das Gesetz zur Neuregelung des Vermittlerrechts und nicht die darauf
basierende Verordnung das Gesetzgebungsverfahren durchlduft, liegt uns daran,

schon jetzt auf diese Problematik hinzuweisen.

Aus Verbraucherschutzgriinden wird immer wieder gefordert, die fachliche
Eignung moglichst hoch anzusetzen. Bei dieser Forderung wird jedoch

Ubersehen, dass durch die vorgesehene gesetzliche Konstruktion das Gegenteil

Deutscher Industrie- und Handelskammertag | Zertifiziert durch CERTQUA nach DIN EN ISO 9001
Besucheranschrift: Breite StraBe 29 | 10178 Berlin-Mitte | Postanschrift: DIHK | 11052 Berlin
Tel. 030-20308-0 | Fax 030-20308-1000 | Internet: www.dihk.de -5-



Berlin, 11. Oktober 2006

von Verbraucherschutz erreicht wird: 90 % der Versicherungsvermittler sind von
diesem Verfahren Uberhaupt nicht betroffen, vielmehr gibt fir sie das
Versicherungsunternehmen eine Pauschalerklarung ab. Betroffen von diesem
hohen Nachweis der fachlichen Eignung sind nur diejenigen, die bisher fir
einen Wettbewerb am Markt und objektive Informationen gesorgt haben,
namlich die Makler und Mehrfachvertreter. Durch méglichst hohe
Anforderungen an die Sachkunde wird mithin eine Marktbereinigung zu Lasten
des Verbrauchers durchgefuihrt, indem denjenigen, von denen bislang eine

objektive Information erfolgt ist, der Marktzutritt erschwert wird.

2. Verordnungsermdachtigung Sachkundeprifung

Der Entwurf geht hinsichtlich der Ermachtigungsgrundlage fir eine Verordnung zur
Regelung des Inhalts und des Verfahrens flr eine Sachkundeprifung (8 34 d Abs. 8
Nr. 2 GewO-E) in eine Tiefe, welche der zustédndigen Stelle — das sind fir die
Sachkundeprifung, das Erlaubnisverfahren und die Registerfiihrung die IHKs -
kaum eigenen Gestaltungsspielraum lasst. Das wird besonders deutlich, wenn man
berticksichtigt, in welcher Detailliertheit die bereits im Entwurf vorhandene
Versicherungsvermittlerverordnung diese Erméachtigung dann auch wirklich ausfillt
—vgl. deren 8§ 1 bis 4 und 19!

Eine solche Regelungstiefe ist weder lblich noch notwendig. Darauf hat véllig zu
Recht auch schon der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 16.6.2006 —
Drucksache 303/06 Seite 6 — hingewiesen. Denn die funktionale Selbstverwaltung
ist die organisierte Beteiligung der sachnahen Betroffenen an den sie beriihrenden
Entscheidungen. Die Sachnahe durch Mitwirkung der Betroffenen ist ein ganz
wesentlicher Grund fiir die Ubertragung einer Aufgabe in die funktionale
Selbstverwaltung (BVerfG, Kammerbeschluss vom 07.12.2001 - 1 BvR 106 -
GewArch 2003, S. 111 ff.). Dieser Vorzug geht dann verloren, wenn aufgrund

detaillierter Regelung keinerlei Gestaltungsspielraum mehr mdglich ist. Eine
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Vorschrift, die regelt, in welchen Raumen mit welcher Ausstattung eine Priifung
durchgefuhrt werden muss, greift tief in das Gestaltungsrecht der Selbstverwaltung
und die Vorziige der Nahe zur betroffenen Wirtschaft ein. So hat das BVerfG bereits

im ,Arztekammerbeschluss* festgestellt:

,2Andererseits wirden die Prinzipien der Selbstverwaltung und der Autonomie, die
ebenfalls im demokratischen Prinzip wurzeln und die dem freiheitlichen Charakter
unserer Sozialordnung entsprechen, nicht ernst genug genommen, wenn der
Selbstgesetzgebung autonomer Kérperschaften so starke Fesseln angelegt werden
wirden, dass ihr Grundgedanke, die in den gesellschaftlichen Gruppen lebendigen
Kréafte in eigener Verantwortung zur Ordnung der sie besonders beriihrenden
Angelegenheiten heranzuziehen und ihren Sachverstand fir die Findung ,richtigen®
Rechts zu nutzen, nicht genligend Spielraum fande.” [BVerfGE 33, S. 125, 129]

Das nach IHK — Gesetz den jeweiligen Vollversammlungen zustehende IHK -

Satzungsrecht wird beschnitten.

Die in der Entwurfsfassung vorliegende Versicherungsvermittlerverordnung schief3t
mit iberzogenen Detailregelungen, insbesondere in den 88 1 bis 4 und 19, deutlich
uber das Ziel hinaus. Die Vorgaben zur Besetzung der Prifungsausschiisse und zur
Durchfihrung und Abwicklung der Sachkundeprifungen nehmen den IHKs den
erforderlichen Freiraum flr eine sachgerechte Durchfiihrung der Priifungen. Als
Beispiele seien genannt die Verpflichtung zur Durchfihrung der Prifung am
Computer, die Einrichtung und Besetzung eines zentralen
Aufgabenauswahlausschusses, die Verleihung des Titels ,Versicherungsfachmann/-
frau IHK". Es ist vollig untblich, alles das bei einer Sachkundepriifung vorzugeben
(vgl. demgegeniiber etwa die sehr viel schlankeren Regelungen der 8§ 5a bis 5d der
Bewachungsverordnung). Die Vorgaben beschneiden aber nicht nur unangemessen
IHK-Satzungsrecht, sondern blahen das Prifungsverfahren auch unnétig auf und
stellen eine rechtskonforme Abwicklung der Prufungen, die auch einer

verwaltungsgerichtlichen Uberpriifung standhalten muss (!), in Frage. Es ist
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ausgesprochen bedenklich, dass dem Prifungskandidaten durch die rein
elektronische Abwicklung und Speicherung der Prifung die Mdglichkeit genommen
wird, seinen ausgefillten Prifungsbogen und die Auswertung in Papierform zu
kontrollieren. Bei der vorgeschlagenen Regelung wird verkannt, dass die
Sachkundeprifung nicht mehr- wie bisher die Priifung des BWV- eine rein
privatrechtliche Angelegenheit ist, sondern eine 6ffentliche
Berufszugangsvoraussetzung darstellt. Das Verfahren muss daher ,gerichtsfest*

sein.

Die Bundesregierung hat in ihrer GegendufRerung vom 30.08.2006
(Bundestagsdrucksache 16/2475, Seite 4) recht deutlich ihr Ziel, den Fortbestand
der Prufung des Berufsbildungswerks der deutschen Versicherungswirtschaft e.V.
(BWV) zu garantieren, artikuliert. Das mag im Interesse von Teilen der
Versicherungswirtschaft, insbesondere der Versicherungsgesellschaften, liegen,
kann und darf aber nicht zum Gesetzeszweck erhoben werden. Hier wird genau
genommen von staatlicher Seite ein Kartell verordnet, ohne dass der Staat auch die
Verantwortung dafur ubernehmen will, dass dieses nicht dazu missbraucht wird,
komfortable Einnahmen zu erzielen. Die IHKs, in deren Gebihren die Leistungen
des BWV einflielen werden, unterliegen der staatlichen Rechtsaufsicht, welche die
Einhaltung des Kostendeckungsprinzips und des Aquivalenzprinzips kontrolliert. Der
,Zulieferer* BWV wére in seiner Preisgestaltung indes véllig frei. Auch insoweit ist
darauf hinzuweisen, dass es einen Unterschied macht, ob ein privates Bildungswerk
auf privatrechtlicher Basis anbietet oder ob diese als 6ffentlich-rechtliche

Berufszugangsbeschrankung konzipiert sind.

Die IHKs flihren zudem seit Jahrzehnten selbst Priufungen der Berufsausbildung,
der Fortbildung und auch Sachkundeprifungen durch. Sie verfligen daher tber ein
Prifungs-Know-How, das sich mit jeder anderen Institution messen kann. Die IHKs
haben dabei auch stets darauf geachtet, dass die Priifung auf bundeseinheitlichem
Niveau stattfindet. Das von der Bundesregierung an die Wand gemalte

Schreckensbild des ,race to the bottom“ hat es in der Vergangenheit nicht gegeben
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und wird es auch in Zukunft bei den IHK-Sachkundeprufungen nicht geben. Insofern
wird in der IHK-Organisation sehr sorgfaltig unterschieden zwischen der Frage
einerseits, ob man eine Sachkundeprifung auf dem vorgesehenen Niveau fir
notwendig erachtet und der Durchfihrung einer solchen Priifung, wenn sie in die

Zustandigkeite der IHKs tbertragen wird.

Es ist richtig, dass der DIHK eine Rahmenvereinbarung mit dem BWV
abgeschlossen hat. In dieser Rahmenvereinbarung wird aber keineswegs die
Durchfuihrung der Prifungen — wie es heiBt — dem BWYV Ubertragen. Das wére
rechtlich auch gar nicht mdglich, denn weder der DIHK noch die IHKs kdnnen das
BWV mit der Zusténdigkeit fir die Durchfiihrung der Prifung ,beleihen®. Die
Rahmenvereinbarung soll vielmehr als Grundlage daflr dienen, dass die IHKs das
beim BWV vorhandene spezielle Know-how fiir die anerkanntermalien hochwertige
Prifung zum/zur ,Versicherungsfachmann/-frau” nutzen kénnen. Die 6konomische
Vernunft gebietet es, den Versuch zu unternehmen, Leistungen von anerkannter
Qualitat, wie sie vom BWV in der Vergangenheit entwickelt und angeboten wurden,
in die offentlich-rechtliche Sachkundeprifung zu ibernehmen. Das bedeutet aber
nicht, dass die IHKs damit einverstanden sind, dieses Prifungsverfahren in Ablauf
und Inhalt 1:1 auf die 6ffentlich-rechtliche Sachkundeprifung als
Berufszulassungsregelung zu tbertragen. Insoweit wird auch auf die Ausfiihrungen
unter Nr. 1 Seite 3 verwiesen. Die Verantwortung fir die Sachkundeprifung liegt
nach dem Gesetzentwurf allein bei der zustandigen Stelle IHK. Es sei der
Vollstandigkeit halber auch noch einmal darauf hingewiesen, dass erst eine
zwischen der einzelnen IHK und dem BWV abgeschlossene
Dienstleistungsvereinbarung eine Bindungswirkung erzeugt; das ergibt sich auch

deutlich aus der erwdhnten Rahmenvereinbarung.

Es ist daher dringend zu empfehlen, die Verordnungserméchtigung nicht weiter zu
fassen, als dies etwa in § 34a Abs. 2 Nr. 2 GewO in Bezug auf die

Sachkundeprifung des Bewachungsgewerbes geschehen ist. Die oben zitierte
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GegenduRerung der Bundesregierung gibt vielmehr Anlass zu verlangen, die

Verordnungserméchtigung noch deutlicher zu préazisieren.

3. Unblrokratisches Verfahren

Die in dem Entwurf vorgesehene Erlaubnispflicht nach 8§ 34 d und 34 e
Gewerbeordnung stellt fiir die Betroffenen einen zusétzlichen birokratischen

Aufwand dar.

Diese gesonderte Erlaubnispflicht wird von der EU-Richtlinie nicht notwendigerweise
gefordert und ist auch nicht notwendig, um eine Registereintragung differenziert
nach gebundenen und ungebundenen Versicherungsvermittlern vorzunehmen. Um
eine solche Differenzierung sicher zu stellen, wiirde es beispielsweise geniigen, das
Versicherungsvermittlerregister in einen Teil A (flir ungebundene VV) und einen Teil
B (fir gebundene und nach 8§ 34 d Abs. 3 befreite VV) analog den Anlagen A und B
zur Handwerksordnung aufzuteilen. Auf ein gesondertes Erlaubnisverfahren bzw.
Erlaubnisbefreiungsverfahren kénnte dann ganz verzichtet werden; die Eintragung
wirde vielmehr allein an den formalen Nachweis bestimmter Voraussetzungen
(vorgeschriebener Kenntnisnachweis, polizeiliches Fuhrungszeugnis, Nachweis
fehlender Insolvenz, Haftpflichtversicherung) gekniipft. Alles andere geht wieder
einmal iber die in der Koalitionsvereinbarung festgelegte 1:1-Umsetzung von

Richtlinien hinaus.

Zu Detailregelungen

1. Anderung der Gewerbeordnung

a) 8 34 d GewO-E - Versicherungsvermittler

Absatz 2 Nr. 3
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Dem Erfordernis des Ab schlusses einer Berufshaftpflichtversicherung auf Seiten der
Vermittler musste ein Kontrahierungszwang auf Seiten der Anbieter von
Berufshaftpflichtversicherungen entsprechen. Es misste aulRerdem sichergestellt
sein, dass dieser Versicherungsschutz bezahlbar ist und nach Schadensfallen auch
bleibt. Andernfalls wiirde man die Marktgegenseite (Versicherungsunternehmen)
vollends zum Hiter des Berufszugangs der Versicherungsvermittler machen. Die
Verweigerung einer Berufshaftpflichtversicherung stellt praktisch fir die Vermittler

ein Berufsverbot dar.

Abs. 2 Nr. 4

Hier misste es im ersten Teil statt ,der IHK* heiBen: ,einer IHK®, denn die IHK, bei
der der Versicherungsvermittler die Sachkundeprifung abgelegt hat, muss nicht

unbedingt diejenige sein, bei der er die Erlaubnis beantragt.

Die Regelung des zweiten Teils der Vorschrift ist aulerdem unklar:
Was ist unter einer ,angemessenen Zahl* zu verstehen? Ist diese absolut
oder relativ zu bestimmen?
Welches sind die Personen, ,denen die Aufsicht iber die unmittelbar mit der
Vermittlung von Versicherungen befassten Personen (bertragen ist und die
den Antragsteller vertreten dirfen” ?
Nach der Gesetzesbegriindung soll Prokura und Handlungsvollmacht ausreichen —
was aber geschieht, wenn die Aufsicht nicht von einem Prokuristen oder
Handlungsbevollmachtigten ausgefiihrt wird? Die Notwendigkeit der
Vertretungsklausel ist im Ubrigen nicht ersichtlich. Entscheidend kann nur sein, dass
eine sachkundige Person in dem Unternehmen die Aufsicht (ber die angestellten
Vermittler fuhrt. Ob sie flr das Unternehmen nach auf3en auftritt — und nur darauf

kommt es bei der Vertretung an — ist vollig unerheblich.

Absatz 8
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Vgl. hierzu die detaillierten Ausfiihrungen oben unter I. 2.
(Verordnungsermachtigung
Sachkundeprifung). Erganzend ist hier darauf zu verweisen, dass auch die
Ermé&chtigungsgrundlage des Satzes 3 Bedenken begegnet, soweit die zustandige
Behdrde eine anlassbezogene Uberpriifung verlangen kann. Diese Ermachtigung
soll durch die §8 15 und 16 des Entwurfs der VersVermV ausgefillt werden.
Aufgrund der umfangreichen Pflichten, denen Versicherungsvermittler durch die
Neuregelung unterliegen, sehen wir fur ein solches Verfahren, das sich an § 16
MaBV anlehnt, keine Nowendigkeit. Dies auch deshalb, weil offenbar nicht
beabsichtigt ist, dass die Nichtbefolgung einer Anordnung nach § 15 VersVermV

durch Festsetzung eines BuRgeldes durchgesetzt werden kann.

Absatz 9

§ 34 d Abs. 9 GewO st flir weitere, noch nicht abschlieRend zu beschreibende,
Ausnahmen zu 6ffnen. Es gibt Fallkonstellationen, die dieses erforderlich machen.
Anderenfalls droht eine Kollision mit dem Recht der Berufswahlfreiheit des Art. 12
GG. Danach mussen die Anforderungen an subjektive Zulassungsvoraussetzungen
verhaltnismalRlig sein. MaRstab sind Art und Umfang der beabsichtigten beruflichen
Tétigkeit.

Zur Erlauterung sei folgender Sachverhalt, den ein Unternehmen vorgetragen hat,

geschildert:

Gegenstand des Unternehmens ist ausschlieBlich die Vermittlung von KFZ-
Haftpflichtversicherungen fir Kurzzeitkennzeichen, die entweder im Inland zur
Uberfilhrung oder zur Ausfuhr eines Kraftfahrzeugs eingesetzt werden. Technisch

lauft das Geschaft wie folgt ab:

Das Unternehmen kauft Blanko-Versicherungspolicen von Haftpflichtversicherern.

Jede Police (z.B. im Wert von 70 Euro) beinhaltet eine Versicherungsbestatigung,
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die bei der Zulassungsstelle vorgelegt werden muss, um ein Kurzzeitkennzeichen zu
erhalten. Im Grunde ersetzt diese Versicherungspolice die ,Doppelkarte”, die man
iiblicherweise vor der Fahrzeugzulassung- bzw. Uberfiihrung bei den

Versicherungsagenturen erhalt.

Das Unternehmen verkauft die Versicherungspolicen an die Stellen weiter, die KFZ-
Kennzeichen pragen. Die Betriebe, die die Kennzeichen pragen, kénnen auf diese
Weise jedem, der ein Fahrzeug uberflihren méchte, einen Versicherungsschutz
vermitteln, ohne dass eine Versicherungsagentur um eine ,Doppelkarte” gebeten

werden muss.

Bei diesem Geschéft finden zwei Versicherungsvermittlungen statt:
Das Unternehmen vermittelt einen Satz Blanko- Versicherungszusagen an
den gewerblichen Préger von KFZ-Kennzeichen
Der Prager von KFZ-Kennzeichen vermittelt dem Endkunden

Versicherungsschutz.

Fur beide Félle greift die Ausnahmevorschrift des 8 34 d Abs. 9 GewO nicht, weil es
um ,Haftpflichtrisikeni.S. v. Abs. 9 Nr. 1 b) geht. Fiir den Prager der KFZ-
Kennzeichen kommt allenfalls der Befreiungstatbestand des § 34 d Abs. 3 in

Betracht, der allerdings in der Sache kaum weiter hilft.

In der ganzen Lieferkette werden unveréndert vorgedruckte Versicherungspolicen
wie Waren weitergegeben. Der Inhalt und die Gestaltung der Police sind in der
StraBenverkehrszulassungsordnung konkret geregelt. Das Geschéft ist gerade so
angelegt, dass es keiner Erklarung und keiner Beratung bedarf. Es funktioniert als
Massengeschaft. Irgendwelche anderen Versicherungen, etwa Insassenunfall- oder
Kaskoversicherungen werden nicht mit vermittelt.

Alles in allem wird hier ein Massengeschaft mit gesetzlich vorgeschriebenem Inhalt
abgewickelt, fur das eine Sachkundeprifung in Anlehnung an die Praxis des BWV

kaum zu rechtfertigende — und damit unverhaltnismafRige — Anforderungen stellen
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wirde. Das gilt sowohl flir das besagte Unternehmen als auch die gewerblichen

Hersteller von KFZ-Schildern.

Deshalb ist zur Wahrung der grundgesetzlich garantierten Berufswahlfreiheit flr
diese und weitere Sonderfalle eine Offnungsklausel in § 34 d Abs. 9 GewO
aufzunehmen. Gegebenenfalls ist auch an eine Verordnungsermachtigung zu
denken, die ohne Gesetzesanderung den noch auftretenden weiteren
Unvertraglichkeiten Rechnung trégt. In Deutschland gibt es ca. 2.200 KFZ-

Kennzeichen-Préagestellen und Zulassungsdienste.

Eine Offnungsklausel kdnnte etwa wie folgt lauten:

8§ 34 d Abs. 9 Ziff. 4 GewO-E

,fur Gewerbetreibende, die ausschliel3lich Haftplichtversicherungen mit

gesetzlichem Mindestumfang- und Inhalt vermitteln.”

b) § 34 e GewO-E

Die Einbeziehung der Versicherungsberater ist systemfremd. Sie lassen sich schon
vom Wortlaut her nicht unter Versicherungsvermittler subsumieren, denn sie

vermitteln keine Versicherungen.

Die Ausfihrungen unter Il. 1. a) zum Kontrahierungszwang fur
Berufshaftpflichtversicherer gelten zudem verstarkt bei den Versicherungsberatern.
Hier kdnnten die Versicherungsunternehmen durch Verweigerung der
Berufshaftpflichtversicherung einen in der Versicherungswirtschaft nicht unbedingt

beliebten Beruf lahmlegen.

c) §55a/857 GewO-E
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Damit kann zwar kiinftig die Tatigkeit der erlaubnispflichtigen ungebundenen
Versicherungsvermittler und Berater auch im Reisegewerbe ohne
Reisegewerbekarte ausgetbt werden. Die gebundenen und akzessorischen
Vermittler mussten sich jedoch fiir den Fall einer Tatigkeit im Reisegewerbe eine
Reisegewerbekarte besorgen. Sie, die von Zuverlassigkeitsprifung nach § 34 d

Abs. 2 GewO-E befreit sind, wirden dieser nach § 57 GewO-E wieder unterworfen.

d) § 156 GewO

Fur diejenigen Versicherungsvermittler, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Neureglung bereits auf dem Markt sind, sieht der Gesetzentwurf eine Ubergangsfrist
vor, innerhalb derer die Registrierung und — soweit erforderlich — die
Erlaubniserteilung zu erfolgen hat. In der Begriindung des Gesetzentwurfes zu §
156 GewO-E ist hierzu von einer zweijahrigen

Ubergangsfrist die Rede, die den betroffenen Gewerbetreibenden eine
Nachqualifizierung erméglichen soll. Durch die konkrete Formulierung der
Ubergangsregelung in § 156 GewO-E des Gesetzentwurfes droht nun jedoch eine

Verkiirzung der Ubergangsfrist auf rund ein Jahr.

Wortlich regelt 8 156 Abs. 1 GewO-E: ,Gewerbetreibende, die vor dem (einsetzen:
erster Tag des auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats) Versicherungen i. S.
d. § 34d Abs. 1 vermittelt haben, bedirfen bis zum ersten Januar (einsetzen:
Jahreszahl des zweiten auf die Verkindung folgenden Kalenderjahres) keiner

Erlaubnis.” (dies gilt entsprechend fir die Registrierung)

Erfolgt die Verkiindung also noch im Jahr 2006, endet die Ubergangsfrist am
01.01.2008. Diese Frist ware zu kurz, da sie den betroffenen Vermittlern nicht
ausreichend Zeit lasst, die erforderliche Qualifikation, die Sac hkundeprifung und die

Erlaubnisbeantragung nachzuholen.
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Es sollte daher eine mindestens zweijahrige Ubergangsfrist sichergestellt werden,
indem § 156 Abs. 1 GewO bei einer Verkiindung im Jahr 2006 wie folgt formuliert

wird:

,Gewerbetreibende, die vor dem (einsetzen: erster Tag des auf die Verkiindung
folgenden Kalendermonats) Versicherungen i. S. d. § 34d Abs. 1 vermittelt haben,
bedirfen bis zum ersten Januar (einsetzen: Jahreszahl des dritten auf die

Verkiindung folgenden Kalenderjahres) keiner Erlaubnis.*

5) Anderung des Versicherungsvertragsgesetzes

a) Informationspflichten

Der Umfang der Informationspflichten geht weit Gber das von der Richtlinie
geforderte Mal} hinaus. Die zahlreichen unbestimmten Rechtsbegriffe wie
hinreichende Zahl (vgl. § 42 b VVG-E),
Bedirfnisse des Versicherungsnehmers (vgl. § 42 b VVG-E),
angemessenes Verhaltnis zwischen Beratungsaufwand und Pramie (vgl. § 42
¢ VVG-E),
bringen Unsicherheit fir die Adressaten und die Gefahr von

Schadenersatzprozessen.

b) § 42a Abs. 4 und § 42j VVG-E

§ 42a Abs. 4 und 8 42j sind aus den genannten Griinden zu streichen,
Versicherungsberater fallen nicht unter die Richtlinie und sollten daher auch nicht in

dem hier als Entwurf vorliegenden Gesetz geregelt werden.

c) Schlichtungsstelle (8 42k VVG)
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Es ist nicht einsichtig, warum bei Beschwerden der Vermittler immer zahlen soll, der
Beschwerdefuhrer hingegen nur, wenn seine Beschwerde offensichtlich
missbrauchlich ist. Das entspricht nicht der normalen Risikoverteilung. Auch bei
Gericht muss der die Kosten tragen, der unterliegt — ganz gleich aus welchen
Griinden. Wer eine Beschwerde erhebt, sollte sich tber deren Erfolgschancen
vorher Gedanken machen. Es ist nur fair, ihm - und nicht dem korrekt handelnden

Vermittler — die Kosten aufzuerlegen, wenn die Beschwerde unbegrindet ist.

6) Inkrafttreten (Artikel 4)

Der Gesetzentwurf sieht derzeit in Artikel 4 Satz 2 vor, dass er in seinen
wesentlichen Punkten (insbesondere die Registrierungs- und Erlaubnispflicht) 3
Monate nach Verkiindung in Kraft tritt. Soweit die Verkiindung wie vorgesehen im
November oder Dezember 2006 erfolgt, stiinden die IHKs demnach vor der
Aufgabe, das internetbasierte Versicherungsvermittlerregister bis Februar oder Méarz
2007 funktionsfahig aufzubauen. Angesichts der technischen Komplexitat des
Registers ist dieser Zeitraum aul3erst knapp bemessen. Zwar hat die IHK-
Organisation schon im Méarz mit ersten VorbereitungsmafRnahmen begonnen. Bevor
jedoch groRere Investitionen fur den Aufbau des Registers getatigt werden konnten,
musste zumindest eine gewisse Gewahr dafur bestehen, dass die Aufgabe der
Registerbehdrde auch tatséchlich den IHKs tbertragen wird. Angesichts der
anfanglich massiven Vorbehalte gegen die IHK-Lésung in einigen Bundesléandern
war dies zumindest bis zur ersten Behandlung des Gesetzes im Bundesrat am
16.06.2006 alles andere als gesichert. Erst nachdem der Bundesrat keine
Anderungsantrage gestellt hatte, die die IHK-Losung grundsétzlich in Frage gestellt
hatten, bestand eine gewisse Planungssicherheit. Vor diesem Zeitpunkt groRere
Investitionen fur den Aufbau des Registers zu tatigen, hétte bedeutet,
Mitgliedsgelder auf bloRen Verdacht hin zu verwenden, was mit dem Gebot einer
sparsamen Haushaltsfiihrung in keinster Weise vereinbar gewesen wére. De facto
konnten konkretere Umsetzungsschritte fiir den Registeraufbau damit erst Ende

Juni 2006 beginnen. Nach Aussage der konsultierten Spezialisten wére aber selbst
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eine Umsetzungsfrist von einem Jahr hdchst anspruchsvoll. Bleibt es bei der
bisherigen Regelung des Inkrafttretens stiinden den IHKs jedoch maximal sieben bis
acht Monate zur Verfligung. Zudem ist zu berlcksichtigen, dass die Anwendung vor
dem Echtbetrieb eine gewisse Testphase durchlaufen muss. Vor diesem

Hintergrund wére es dringend erforderlich, die Umsetzungsfrist zu verlangern. Dies
konnte realisiert werden, indem in Art. 4 Satz 2 geregelt wird, dass das Gesetz 6
Monate (statt bisher 3 Monate) nach Verkindung in Kraft tritt.

[ll. Entwurf der Versicherungsvermittlerverordnung

Die Versicherungsvermittlerverordnung ist nicht unmittelbar Gegenstand des
Gesetzgebungsverfahrens. Es lohnt sich aber, bereits jetzt einen Blick auf sie zu werfen,
um zu verstehen, welche Probleme die im Gesetz dem Verordnungsgeber erteilten

Ermachtigungen heraufbeschworen werden:

1. 8§ 1 VersVermV

Absatz 3

Satz 2 ist zu streichen, da ein Rahmenstoffplan, den es auch noch nicht gibt, nicht
Verordnungsgegenstand sein sollte. Die inhaltlichen Anforderungen sind in 8 1 Abs.
2 und 3 Satz 1 ausreichend definiert.

2. 8 2 VersVermV

a) Absatz 1

Wir schlagen eine Umformulierung des ersten Absatzes vor:

,Der Prifling kann bei der Industrie- und Handelskammer zur Sachkundeprifung

antreten, in deren Bezirk sich sein Geschaftssitz, sein Wohnsitz oder der
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Geschaéftssitz eines VU oder eines Versicherungsvermittlers, mit dem er vertraglich

zusammenarbeitet, befindet.”

Zu bedenken ist dariiber hinaus, dass eine komplette Ubertragung der
Sachkundeprifung einer IHK auf eine andere IHK nach der
Zustandigkeitsregelung des Abs. 1 nicht in Betracht kommt; Ausnahme: Bei

Bildung gemeinsamer Prifungssausschisse nach § 2 Abs. 2 VersVermVE.

Um die Moglichkeit der Komplettiibertragung der Aufgabe von einer IHK - auch
ohne Bildung eines gemeinsamen Prifungsausschusses - auf eine andere zu
sichern und in der VerVermV klarzustellen, sollte in der Verordnung eine

Regelung &hnlich § 2 BewachV aufgenommen werden. Beispielsweise wie folgt:

" Industrie- und Handelskammern kénnen Vereinbarungen zur gemeinsamen

Erledigung der Aufgaben nach 8§ 2 Abs.1 VersVermV schlie3en".

Dies ist insbesondere fur die IHKs mit sehr geringen Fallzahlen von besonderer

Bedeutung.

b) Absatz 2

In 8 2 Abs. 2 ist die derzeitige Vorgabe in Satz 3, wie sich der Prifungsaus schuss
zusammenzusetzen hat, zu streichen bzw. zu andern. Es ist weder sachgerecht (und
auch nicht praktikabel) vorzugeben, dass der Prifungsausschuss sich aus (nur) drei
Mitgliedern zusammenzusetzen hat, noch ist es sachgerecht, die Zusammensetzung
des Ausschusses in der vorgesehenen Form festzulegen. Hier sollte allenfalls
geregelt werden, dass der Prifungsausschuss mit mindestens drei Mitgliedern

beschlussfahig ist.

3. § 3 VersVermV
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a) Absatz 2

Satz 1. Aufgrund der einleitend festgestellten Kompetenz der IHKs als fiir die
Prifung zustandige Stelle ist Absatz 2 Satz 1 zu streichen. Wie ausgefhrt, ist nicht
Gegenstand der Verordnung, derartige Durchfiihrungsdetails zu regeln. Es muss der
fir die Prifung verantwortlichen Stelle Uberlassen bleiben, die Organisation

derselben zu regeln.

Ebenfalls erscheint eine Festlegung auf die Minutenangabe nicht notwendig. Hierin
ist keinerlei Spielraum gegeben. Die Priifung wird dadurch selbst bei minimaler
Uber- bzw. Unterschreitung anfechtbar. Hier ist eine ,soll — Formulierung® zu

wahlen.

Satz 2: Es ist zu klaren, ob die in § 1 Abs. 2 Nr. 1 VersVermV aufgefiihrten Inhalte
nur in der praktischen Prifung vorkommen oder auch im schriftlichen Teil mit
abgeprift werden dirfen. Ggf. misste 8§ 3 Abs. 2 Satz 2 VersVermV erweitert
werden: , ... unter 8 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 ...".

b) Absatz 3

Absatz 3 ist aus den genannten Griinden ebenfalls zu streichen.
Wie andere Beispiele zeigen, sind die IHKs auch ohne Vorgabe in einer Verordnung
in der Lage, durch bundeseinheitliche Prifungsaufgaben ein einheitliches

Prifungsniveau sicherzustellen.

Jedenfalls kann der DIHK nicht als privatrechtliche Institution zur Auswahl der
Mitglieder des Aufgabenauswahlausschusses berufen werden. Die IHKs kdnnten
allenfalls den DIHK als gemeinsame Stelle iSd § 32 Abs. 2 Umweltauditgesetz fir

eine solche Aufgabe bestimmen.
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C) Absatz 4

In Absatz 4 ist die Prifungsdauer zu flexibilisieren. Auf das Erfordernis eines
simulierten Rollenspiels sollte verzichtet werden. Das ist ein typischer Teil einer
vertriebsorientierten Prifung und hat mit dem hier im Zentrum stehenden
Verbraucherschutz nichts zu tun. Die Prifung mehrerer Priflinge gleichzeitig sollte

ermdglicht werden.

Satz 2: Das Wort ,anbieten” sollte entfallen. Da es sich hier um eine
Berufszugangsregelung handelt, muss es ausreichen, wenn der Prifling
nachweisen kann, dass er Gber die Fahigkeit verfugt, kundengerechte Losungen zu
entwickeln. Ein ,Anbieten“ im Sinne von ,Verkaufen kénnen*, geht Uber das Ziel
hinaus.

Die starre Zeitangabe im letzten Satz sollte durch ,ca.®, ,etwa“ oder ,in der Regel*
entscharfen, da sonst Priifungen bereits bei Unter- oder Uberschreitung um wenige

Minuten angreifbar wéaren.

d) Absatz 5

Eine Klarstellung dahingehend, wie die Leistung des Priflings zu bewerten sein wird
und zwar ob die mundliche und die schriftliche Priufung nur als eine Komplettpriifung
oder als individuell zusammengesetzte Prifungsteile bewertet werden, ware hier

winschenswert, ebenso wie Naheres zur Ausgestaltung der Punktevergabe (50%7?).

e) Absatz 6

Dieser Absatz ist zu streichen bzw. dahingehend zu erganzen, dass
,Prifungsbeaufsichtiger der zustandigen Stelle* anwesend sein konnen. ,Oder
einzuarbeitende kiinftige Prifungsausschussmitglieder* ist ebenfalls zu streichen.
2. Halbsatz: Dieser ist zu ersetzen durch ,sie durfen bei der Prifung und bei der

Beratung Uber das Priifungsergebnis nicht mitwirken*.
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f) Absatz 8

Bei Sachkundeprifungen werden bislang keine vergleichbaren ,Titel“ vergeben. Das
ware auch systemfremd. Hierauf sollte auch im Zusammenhang mit den
Versicherungsvermittlern verzichtet werden, da in der Prifung lediglich festgestellt

wird, ob die erforderliche ,Sachkunde* vorhanden ist.

Mit Vergabe eines Titels besteht die Gefahr der Verwechslung mit den nach
Berufsbildungsgesetz geregelten anerkannten Ausbildungsberufen bzw.
Fortbildungsprofilen. Die Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
vermittelt umfassende berufliche Handlungsfahigkeit, die durch die Fortbildung
aktualisiert bzw. erweitert wird. In der Sachkundeprifung fiir
Versicherungsvermittler wird zwar gezielt Fachwissen (also die Sachkunde) in
Bezug auf die Versicherungssparten gepruft. Die fir einen anerkannten
Ausbildungsberuf bzw. die darauf aufbauende Fortbildung notwendigen
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten gehen aber weit tber die
Sachkundepriufung hinaus. Daher muss eine klare Unterscheidung gemacht
werden zwischen Aus- und Fortbildung auf der einen Seite und der Sachkunde

auf der anderen.

Daher sollte 8 3 Abs. 8 der Verordnung sinngemal wie folgt lauten:

"Die Industrie- und Handelskammer stellt eine Bescheinigung nach Anlage 1
aus, wenn die geprufte Person die Prifung erfolgreich abgelegt hat. Der
Prufungsteilnehmer erhélt eine Bescheinigung tber die bestandene
Sachkundepriufung. Wenn die Prufung nicht erfolgreich abgelegt wurde, erhalt

die geprufte Person dariiber einen Bescheid."

Die Anlage 1 sollte sich an der Bescheinigung des Bewachungsgewerbes

orientieren.
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4. 8 7 Eingeschrankter Zugang
Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Daten nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 nicht allgemein
zuganglich sein sollen. Was den Verbraucher interessiert ist doch gerade, welche
Versicherungsunternehmen hinter dem Vermittler stehen und fur ihn die Haftung

tibernehmen.

5. 8 9 Umfang der Versicherung
Nach § 9 Abs. 5 kann von der Versicherung die Haftung fur Ersatzanspriiche wegen
wissentlicher Pflichtverletzung ausgeschlossen werden. Diese Ausschlussklausel
geht weiter, als ein Ausschluss fahrldssig oder grobfahrldssig verursachter
Hapfpflichtschaden. Sie entwertet den Haftpflichtversicherungsschutz sowohl fir
Versicherungsmakler wie Geschéadigte gleichermalien. Einen vergleich baren
Ausschluss gibt es in der Verordnung tiber den Versicherungsschutz in der
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (KfZPflVV) vom 29.07.1994, BGBI. S. 1837,
BGBI Il 95-1-5) nicht. Die zulassigen Ausschliisse sind dort in § 4 abschlielend
aufgeflhrt.

5. §§ 15 und 16
Auf die Anmerkungen zu 8§ 34 d Absatz 8 GewO -E — Versicherungsvermittler wird

verwiesen.

6. § 19 Ubergangsregelung
Die Ubergangsregelung wird von uns kritisch gesehen, da hier privat-rechtliche
Prufungen auch nach Inkrafttreten der Verordnung systemwidrig als gleichwertig

anerkannt werden.

Gez. Dr. Jlrgen Mdllering gez. Dr. Mona Moraht
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Bereichsleiter Recht Referatsleiterin Gewerberecht
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